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Senatsverwaltung für Kultur und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 

III A 8 

Tel.: 9(0)228 - 624 

 

 

 

An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

M i t t e i l u n g  

- zur Kenntnisnahme - 

 

über  

 

Bericht über die Umsetzung von Maßnahmen zur Bürgerbeteiligung im Jahr 2022 

 

- Drucksache Nr. 19/0400 (A.11) – Zwischenbericht 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------ 

 

Der Senat legt nachstehende Mitteilung dem Abgeordnetenhaus zur Besprechung vor:  

 

Das Abgeordnetenhaus hat in seiner Sitzung am 23. Juni 2022 Folgendes beschlossen: 

 

„Der Senat wird aufgefordert, jährlich zum 30. September einen Bericht zur Umsetzung der 

Maßnahmen zur Bürgerbeteiligung durch Hauptverwaltung und Bezirke im vergangenen 

Haushaltsjahr vorzulegen. Dabei sollen nur die informellen, nicht gesetzlich vorgeschriebenen 

Beteiligungsverfahren betrachtet werden. Darin soll zu den einzelnen Maßnahmen jeweils 

Folgendes berichtet werden: 

 

- Zuständigkeit (Bezirk, Senatsverwaltung, Organisationseinheit) 

- Finanzierung 

- Umsetzungsstand 

- Evaluierungsergebnisse. 

 

Der Bericht soll ferner einen Ausblick auf neue Beteiligungsverfahren geben, die Weiterent-

wicklung der Internetplattform mein.berlin.de beschreiben und den Umsetzungsstand der 

Leitlinien für Bürgerbeteiligung mit der zentralen sowie den bezirklichen Anlaufstellen für Bür-

gerbeteiligung darstellen. 
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Auf der Internetplattform mein.berlin.de werden künftig alle Bürger*innenbeteiligungspro-

zesse der Hauptverwaltung und der Bezirke gebündelt (formelle und informelle Verfahren).“ 

 

Hierzu wird berichtet:  

 

Es wird um Fristverlängerung bis zum 31.12.2023 gebeten. 

 

Die Berichterstattung erfolgt gemäß des oben genannten Beschlusses des Abgeordneten-

hauses von Berlin auf Basis der auf der Berliner Beteiligungsplattform mein.berlin.de einge-

stellten Daten. Eine geringfügig fehlerhafte Dateneingabe hat teilweise dazu geführt, dass 

zentrale Vorhaben im Bericht zur Bürgerbeteiligung fehlten bzw. in der Darstellung nicht dem 

Berichtszeitraum zugeordnet wurden. Die Fristverlängerung ist erforderlich, um eine nochma-

lige systematische Durchsicht, die Vervollständigung der Datenbasis, die Abstimmung zwi-

schen den Ressorts und die Finalisierung des Berichts in der erforderlichen Qualität zu er-

möglichen.  

 

 

Berlin, den 27.09.2023 

 

 

 

Joe Chialo 

Senator für Kultur und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 


